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Drucksache Nr* 724 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Jaeger, Kemmer, Stücklen 
und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen, dem nachstehenden Gesetzentwurf 
die Zustimmung zu erteilen: 

Entwurf eines Gesetzes 

über die Unzulässigkeit von Doppelmandaten 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Ein Mitglied des Deutschen Bundestages kann nicht zugleich Mit- 
glied der gesetzgebenden Körperschaft eines deutschen Landes 
(Landesparlament) oder Minister einer deutschen Landesregierung 
sein. 
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Wird das Mitglied eines Landesparlaments zum Mitglied des 
Bundestags gewählt, so ist es zur Annahme der Wahl nur be- 
rechtigt, wenn es vorher auf das Mandat im Landesparlament 
rechtswirksam verzichtet hat. Eine im Gegensatz zu dieser Be- 
stimmung erklärte Annahme der Wahl zum Bundestag ist nichtig. 

§ 3 

Wird ein Mitglied des Bundestages zum Mitglied eines Landes- 
parlamentes gewählt, so erlischt mit dem Tage der Annahme der 
Wahl zum Landesparlament das Mandat im Deutschen Bundestag. 

Sieht das zuständige Landeswahlgesetz eine ausdrückliche An- 
nahme der Wahl nicht vor, so erlischt die Mitgliedschaft beim 
Deutschen Bundestag einen Monat nach der Wahl des Landespar- 
lamentes, wenn der Gewählte inzwischen nicht nach den Vor- 
schriften des zuständigen Landeswahlgesetzes rechtswirksam auf 
sein Mandat verzichtet hat. 


§ 4 

Bei Eintritt in den Bundestag oder ein Landesparlament als Er- 
satzmann auf Grund Listenwahl gelten die §§ 2 und 3 dieses 
Gesetzes entsprechend. Dabei tritt im Falle des § 3 Absatz 2 dieses 
Gesetzes an die Stelle der Frist von einem Monat nach der Wahl 
des Landesparlamentes die Frist von einem Monat nach dem 
Ausscheiden des Vorgängers aus dem Landesparlament. 
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§§ 1 bis 4 dieses Gesetzes finden keine Anwendung auf diejenigen 
Mitglieder des ersten Deutschen Bundestages, die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zum Mitglied oder Ersatzmann eines Landespar- 
lamentes gewählt wurden, auf die Dauer der laufenden Wahlperiode 
des Landesparlamentes. 

§ 6 

Wird der Minister einer Landesregierung zum Mitglied des Bundes- 
tages gewählt, so ist er zur Annahme der Wahl nur berechtigt, 
wenn er vorher aus seinem Ministeramt ausgeschieden ist. Eine 
im Gegensatz zu dieser Bestimmung erklärte Annahme der Wahl 
ist nichtig. 

§ 7 

Wird ein Mitglied des Bundestages zum Minister einer Landes- 
regierung ernannt, so erlischt sein Mandat im Bundestag einen 
Monat nach der Ernennung zum Minister. 

§ 8 

§§1,6 und 7 dieses Gesetzes finden keine Anwendung auf diejenigen 
Mitglieder des ersten Deutschen Bundestages, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes Minister einer Landesregierung sind, auf die Dauer 
der Amtszeit der gegenwärtigen Landesregierung. 

§ 9 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Vorschriften 
erläßt das Bundesministerium des Innern im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium der Justiz. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Dr. Jaeger 

Remmer 

Stücklen 

Dr. Kleindinst 

Nicki 

Strauß 

Dr. Horlacher 
Bodensteiner 
Dr. Schatz 


Dr. Götz 

Kahn 

Bauereisen 

Fürst Fugger von 

Fuchs 

Spies 

Dr. Solleder 
Dr. Oesterle 
Frau Brauksiepe 


Lücke 

Massoth 

Schmücker 

Funk 

Nellen 

Günther 

Frau Dr. Probst 

Dr. Schröder 



